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— Drucksache 12/7083 — 


Zukunft der Solarwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Bundesregierung hat es in fast zwölf Jahren mangels gezielter 
Förderung der Sonnenenergie nicht vermocht, den Anteil regenerativer 
Energien an der Energieversorgung deutlich zu steigern. Im Gegenteil; 
er ist rückläufig und liegt heute bei nur etwa 2 vom Hundert des Ener- 
gieverbrauchs. 

Dennoch sind deutsche Firmen in den Bereichen Photovoltaik, Solar- 
thermie und Solarkraftwerke weltweit in der Spitze der industriellen 
Anbieter. Die deutschen Anbieter laufen Gefahr, diesen weltweit zu- 
kunftsträchtigen Markt aufgrund fehlender öffentlicher Unterstützung, 
nicht ausreichender öffentlicher Finanzhilfen bei Forschung und Ent- 
wicklung, Verweigerung von Hilfen zur Marktausweitung, fehlender 
Langfriststrategie der Bundesregierung und nicht ausreichender euro- 
päischer Kooperation weltweit an japanische und amerikanische Unter- 
nehmen zu verlieren. 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung verfolgt eine langfristig angelegte, konti- 
nuierliche Politik zugunsten der erneuerbaren Energien, um 
ihnen wegen ihrer grundsätzlich umweit- und ressourcenscho- 
nenden Nutzungseigenschaften zu einem höheren Anteil an der 
Energieversorgung zu verhelfen. Dabei geht sie davon aus, daß 
sich diese Energiequellen letztlich am Energiemarkt durch eigene 
Wettbewerbsfähigkeit durchsetzen müssen. Es ist aber zu berück- 
sichtigen, daß der starke Verfall der Energiepreise die Wirtschaft- 
lichkeit der erneuerbaren Energien in den letzten Jahren zusätz- 
lich beeinträchtigt hat. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
30. März 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die Bundesregierung hat durch ein Paket gezielter Einzelmaß- 
nahmen den Abbau ökonomischer, aber auch administrativer, 
infrastruktureller und sozioökonomischer Hindernisse unterstützt. 
So hat sich z. B. bei der Windenergie mit Hilfe des 250-MW-Wind- 
Programms und von Länderprogrammen, des Stromeinspeisungs- 
gesetzes sowie zinsgünstiger ERP-Kredite in Deutschland die 
installierte Leistung in den letzten fünf Jahren von ca. 24 auf 330 
MW erhöht. In der anlagenherstellenden Industrie wird erwartet, 
daß in wenigen Jahren an günstigen Standorten in Deutschland 
Windenergieanlagen auch ohne Förderung wirtschaftlich arbeiten 
können. 

Mit dieser Politik ist es gelungen, den erneuerbaren Energien 
einen Anteil von ca. 2 % am deutschen Primärenergieverbrauch 
zu erhalten, obwohl diese in den jetzt mitbilanzierten neuen 
Bundesländern zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung kaum ge- 
nutzt wurden. Seit 1982 sind allein aus Bundesmitteln ca. 5 Mrd. 
DM für Forschungsförderung und im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe für erneuerbare Energien zur Verfügung gestellt worden. 
Deutsche Unternehmen konnten in den Bereichen Photovoltaik 
und solarthermische Kraftwerke eine Weltspitzenstellung errei- 
chen. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Markt- und Zukunfts- 
chancen für deutsche Unternehmen, die im Bereich „Sonnenener- 
gie" arbeiten, im Hinblick auf Umsatz entwicklung, Innovations- 
potential, Arbeitsplatzentwicklung? 


Die Bundesregierung räumt der Photovoltaik (PV) langfristig 
besondere Zukunftschancen unter den erneuerbaren Energien 
ein, weil sie weltweit das größte Nutzungspotential besitzt. Diese 
Hochtechnologie erlaubt, Strom in Kleingeräten sowie in Anlagen 
beliebiger Leistung sowohl netzgebunden in sonnenarmen Indu- 
strieländern als auch dezentral in sonnenreichen Entwicklungs- 
ländern emissionsfrei zu erzeugen. Außerdem sind hohe Entwick- 
lungs- und Kostenreduktionspotentiale vorhanden. 

Diesen Möglichkeiten Rechnung tragend, fördert die Bundes- 
regierung seit langem Forschung, Entwicklung, Demonstration 
und Breitentest der Photovoltaik in Deutschland und der Dritten 
Welt. 

Obwohl die PV gegenwärtig noch die mit Abstand teuerste Option 
unter den erneuerbaren Energien ist, hat sie anteilig die höchste 
FuE-Förderung erhalten. In den vergangenen 20 Jahren waren 
das ca. 1 Mrd. DM (in den letzten Jahren ca. 100 Mio. DM p. a.). 
Dazu kommen die Fördermittel der Bundesländer und Kommu- 
nen. Damit nimmt Deutschland einen Spitzenplatz in der Welt ein. 

Auf der Grundlage dieser staatlichen Fördermaßnahmen sowie 
Eigenleistungen der PV-Industrie und einiger Energieversor- 
gungsunternehmen (EVU) sind deutsche Unternehmen (mit ihren 
USA-Standorten) heute in der Lage, ca. ein Drittel der Weltpro- 
duktion an PV-Modulen zu liefern. Trotzdem läßt sich der Haupt- 
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anteil der PV, ihre - von Nischenmärkten abgesehen - stark aus- 
geprägte Unwirtschaftlichkeit (Strompreise bis zu zehnfach über 
den Vergleichspreisen), bisher noch nicht beseitigen. 

Zur Verbesserung dieser Situation gibt es eine neue Initiative der 
deutschen PV-Industrie, dargestellt in einem Strategiepapier. 
Darin wird eine konzertierte Aktion der Hersteller, EVU und 
Wissenschaftseinrichtungen mit staatlicher Mitwirkung vorge- 
schlagen, um eine deutliche Kostensenkung durch Massenpro- 
duktion und -einsatz sowie Innovation zu erreichen. Danach 
könnte mit einer zugebauten Fertigungskapazität von ca. 20 bis 
30 MWp/Jahr in Deutschland (bisher 5 MWp) eine Kostenreduzie- 
rung bei PV-Anlagen um mindestens 50 % erreicht werden. Damit 
sollen der deutsche Weltmarktanteil gesichert und in der mittel- 
ständischen Industrie neue Arbeitsplätze und Voraussetzungen 
für einen langfristigen Übergang zu selbsttragenden Märkten 
geschaffen werden. Dabei ist zu beachten, daß der zukünftige PV- 
Hauptmarkt in sonnenbegünstigten Ländern liegen wird, wäh- 
rend im Inland die technologische Weiterentwicklung und 
Demonstration erfolgen sollte (Schaufensterfunktion). Dieses vor- 
geschlagene Entwicklungsprogramm wird gegenwärtig von den 
Beteiligten mit der Bundesregierung erörtert. 

Bezüglich der Marktchancen für solarthermische Warmwasser- 
anlagen bzw. solarthermische Kraftwerke wird auf die Antwort zu 
den Fragen 9 bis 11 bzw. 16 verwiesen. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Solarenergieforderung 
Japans? 

Mit welchen Instrumenten findet die Förderung in Japan statt? 

Gibt es Markteinführungshilfen? 

Werden steuerliche Zuschüsse für den Einsatz von Solarenergie 
gezahlt, wenn ja, in welcher Höhe? 

Gibt es Abnahmeverpflichtungen der japanischen Stromversor- 
gungsunternehmen? 


Japan hat auf dem Gebiet Photovoltaik ein langfristig angelegtes 
Programm, das Bestandteil des New-Sunshine-Programms ist. Da- 
nach soll die Photovoltaik-Förderung, die derzeit bei etwas über 
100 Mio. DM liegt, jährlich um 10 bis 11 % erhöht werden. Außer- 
dem wird ein 60 000- bis 70 000-Dächer-PV-Markteinführungs- 
programm mit einer Laufzeit bis zum Jahr 2005 erörtert, von dem 
bislang jedoch nur 700-PV-Anlagen beschlossen sind. Es ist offen, 
inwieweit dieses Programm den erörterten Umfang erreichen 
wird. Das japanische System kennt auch Steuervergünstigungen, 
und zwar eine Corporation Tax and Income Tax mit einem ein- 
maligen Steuerabzug von 30 % der Investitionskosten oder jähr- 
liche Steuerreduktionen von 7 % der Kosten des Photovoltaik- 
Systems. Daneben gibt es noch ein Local Energy Taxation System, 
das ebenfalls Vergünstigungen vorsieht. Nachdem sich die japa- 
nischen Stromversorgungsunternehmen lange gegen Abnahme- 
verpflichtungen gesträubt haben, ist nun eine Stromabnahmever- 
pflichtung eingeführt worden, wobei über die Einzelheiten der 
Einspeisevergütung noch verhandelt wird. Einige Versorgungs- 
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unternehmen vergüten Privateinspeisern denselben Preis, den die 
Unternehmen von ihren Kunden verlangen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung das neue Markteinführungspro- 
gramm der amerikanischen Regierung, insbesondere die Aktivi- 
täten des Export Council for renewable Energy (ECRE)? 

Welche entsprechenden Maßnahmen einzelner US-Bundesstaaten 
sind der Bundesregierung bekannt? 


Nationale Markteinführungs- und Exportförderungsprogramme 
hängen insbesondere bei erneuerbaren Energien von einer Viel- 
zahl spezifischer Faktoren ab. Beispielsweise sind bei der Solar- 
energienutzung die örtliche Übereinstimmung von Strahlungsan- 
gebot und Energienachfrage sowie das energiepolitische Umfeld 
(Konkurrenzenergieträger, Energiepreise, Energiesteuern, Ex- 
portmärkte usw.) zu beachten. Eine Beurteilung von Aktivitäten 
der USA zur Förderung erneuerbarer Energien ist daher von hier 
nicht möglich, zumal diese Aktivitäten in den einzelnen 
US-Bundesstaaten sehr weitgespannt und differenziert sind. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorgehen Norwegens und 
Schwedens, die Sonnenenergie mit großen Anlagen zu nutzen? 

Sind die Wärmekosten auf 0,25 DM/kWh gesenkt worden? 

Ist eine weitere Reduzierung auf 0,10 bis 0,20 DM/kWh nach 
Ansicht der Bundesregierung möglich? 


Die Bundesregierung verfolgt mit Interesse die Aktivitäten in 
Schweden und Dänemark, die Sonnenenergie mit sog. Solaren 
Nahwärmekonzepten zu nutzen. Seitdem das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie (BMFT) und der Schwedische 
Bauforschungsrat in Stockholm in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre das deutsch-schwedische Forschungsprojekt Ingolstadt/ 
Halmstad zum Thema "Niedrigenergiehaus'' sehr erfolgreich 
durchgeführt haben, gibt es einen ständigen Meinungs- und 
Gedankenaustausch auf dem Gebiet der rationellen Energiever- 
wendung und Nutzung der Solarenergie im Gebäudebereich. 
Dies hat dazu geführt, daß die Bundesregierung im Rahmen des 
Programms „Solarthermie 2000" die Förderung sog. „Solarer 
Nahwärmekonzepte", d. h, großflächiger dachintegrierter Solar- 
anlagen mit saisonalen Wärmespeichern, in ihr Förderkonzept 
einbezogen hat. Die bisher erzielten Ergebnisse von bereits 
erfolgreich realisierten Vorprojekten zeigen, daß Wärmege- 
stehungskosten in der Spanne von 0,20 bis 0,30 DM/kWh erreicht 
werden konnten und eine weitere Reduzierung in der Größenord- 
nung unter 0,20 DM/kWh nicht ausgeschlossen scheint. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung das Photovoltaik-Programm der 
Schweiz, das bisher rd. 3 MW Solarstrom aus Netzverbundanlagen 
und zusätzliche rd. 2 MW aus Anlagen, die nicht ans Netz ange- 
schlossen sind, erzeugt und die in ihrem Programm „Energie 2000" 
die Ausweitung auf 50 MW anstrebt? 

Ist das Förderkonzept der Schweiz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land geeignet? 


4 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7185 


Das Photovoltaik-Programm der Schweiz, das im Zusammenhang 
mit dem Kernenergie-Moratorium beschlossen wurde, sieht bis 
zum Jahr 2000 eine installierte Leistung von 50 MW vor. Es 
handelt sich hier um ein ehrgeiziges Programm, bei dem offen ist, 
ob die Zielsetzung erreicht werden wird. 

Bereits bislang waren Schweizer Photovoltaik-Förder-Konzepte 
durch ihre Vielfältigkeit und kostengünstigen Lösungen für die 
Bundesrepublik Deutschland anregend. Dies gilt nicht zuletzt für 
das starke Gewicht, das in dem Schweizer Programm auf privat 
finanzierte Eigenleistungen und sonstige private Initiativen gelegt 
wird. 


6. Welche Fördermittel für Solarenergie werden in den verschiedenen 
Bimdesprogrammen für 1994 und 1995 zur Verfügung gestellt? 


Für Forschung, Entwicklung und Demonstration sind im Rahmen 
des BMFT-Haushalts 1994 für Solarenergie folgende Förder- 
beträge vorgesehen (in Mio. DM): 

Photo voltaik 84,7 

Solarthermie 2000, Solarenergienutzung 
in Haushalt und Kleinverbrauch 27,9 

Südliche Klimazonen (Solar- und Windenergie) 30,8 

Als Marktanreize werden vom Bundesministerium für Wirtschaft 
(BMWi) 1994 innerhalb eines Maßnahmenpaketes von 10 Mio. 
DM ca. 5 Mio. DM zur Förderung kleiner Solarkollektoranlagen 
zur Brauchwarmwassererzeugung bereitgestellt. Daneben wer- 
den kleine Wasserkraftwerke, Windenergieanlagen und geother- 
mische Heizzentralen gefördert. 

Für den Haushalt 1995 können noch keine Aussagen getroffen 
werden, weil die Ressortverhandlungen zum Bundeshaushalt 
noch nicht abgeschlossen sind. 

Im Rahmen des ERP- Energiesparprogramms (Fördervolumen 
1994/95: 1,33 Mrd. DM) stehen auch Mittel zur Nutzung der 
Sonnenenergie und anderer erneuerbarer Energien zur Ver- 
fügung. 


7. Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, das Tau- 
send-Dächer-Programm nach nur zwei Jahren auslaufen zu lassen? 
Welche meßbaren Effekte hat dieses Förderprogramm des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie gehabt, insbesondere 
für die Modernisierung industrieller Fertigungskapazitäten und für 
eine Kostendegression bei der Stromerzeugung aus Photovoltaik? 
Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß positive Effekte des 
Programms auch zukünftig nutzbar gemacht werden können? 


Das „ Bund-Länder- 1 000-Dächer-Photovoltaik-Programm", das 
am 23. September 1990 in Kraft gesetzt wurde, war von Anfang an 
als ein auf maximal 2 250 Anlagen begrenztes Breitentestpro- 
gramm angelegt. Die Antragsfrist ist am 30. Juni 19Ö3 abgelaufen. 
Das mit dem Programm verbundene Standard- und Intensiv- 
Meßprogramm hat noch eine Laufzeit von fünf Jahren. Dieses 


5 



Drucksache 12/7185 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Programm hat zahlreiche Anstöße zu industriellen und For- 
schungsentwicklungen gegeben. So kam es im Rahmen dieses 
Programms zur Entwicklung von etwa 40 Wechselrichtern und 
deren teilweise erheblicher Verbesserung. Es konnte während der 
Laufzeit des Programms eine fast 10 % -Kostenreduktion für 
Photovoltaik- Anlagen festgestellt werden. 

Die Fortführung der positiven Effekte hängt von einer Reihe von 
Maßnahmen ab, darunter etwaigen Nachfolgeprogrammen. Im 
Rahmen der EU wird derzeit ein Multi-Dächer-PV-Programm 
erörtert. Ein EVU hat ein Schul-Photovoltaik-Programm _von 
300 kW unter dem Namen „Sonne in der Schule aufgelegt. Es 
wäre begrüßenswert, wenn andere Stromversorgungsunterneh- 
men diesem Beispiel folgen würden. 


8. Welche finanziellen Mittel stehen der Bundesrepublik Deutschland 
im Rahmen des ALTENER-Programms der Europäischen Union zur 
Verfügung, und welche Maßnahmen werden damit in der Bundes- 
republik Deutschland gefördert? 


Das Programm ALTENER dient zur Verbesserung der Marktzu- 
trittsbedingungen der erneuerbaren Energien in der EU. Es hat 
ein finanzielles Volumen von insgesamt 40 Mio. ECU für die vor- 
gesehene Laufzeit von fünf Jahren (1993 bis 1997). 

Die Mittel werden von der EU-Kommission für die Vergabe von 
Studien und die Unterstützung von Projekten verwendet, die EU- 
weit ausgeschrieben werden. Im Jahr 1993 hat die EU-Kommis- 
sion ca. 3,9 Mio. ECU als Zuschuß für derartige Projekte ausgege- 
ben. Davon wurden Vorhaben von deutschen Antragstellern mit 
ca. 0,7 Mio. ECU gefördert. 

Im Jahr 1994 wird die EU-Kommission ca. 7,5 Mio. ECU für die 
ausgeschriebenen Vorhaben bereitstellen. 


9. Hält die Bundesregierung ein Markteinführungsprogramm für 
Solarenergien für sinnvoll, und falls ja, welche konkreten Pläne hat 
sie dafür? 

Welche Finanzmittel sind dafür vorgesehen? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Preisentwicklung für Solar- 
anlagen nach einem großangelegten Markteinführungsprogramm, 
und welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung auf die 
Arbeitsplatz entwicklung? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Markt- und Zukunfts- 
chancen für Solaranlagen ohne Markteinführungsprogramm und 
bei fallenden Energie- und Strompreisen? 


Die Fragen 9 bis 11 sprechen gemeinsam Markteinführungspro- 
gramme für Solarenergien an. Die Bundesregierung hat bisher die 
gezielten Marktanreize (Investitions-, Steuer- und Kredithilfen) 
für erneuerbare Energien von der Marktnähe der verschiedenen 
Nutzungstechnologien abhängig gemacht. Deshalb sind die staat- 
lichen Fördermittel zum Marktanreiz von Bund und Ländern bis- 
her schwerpunktmäßig für die Nutzung kleiner Wasserkräfte und 
der Windenergie verwendet worden. 
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Die Solartechnologien wurden dagegen bisher gezielt in For- 
schung, Entwicklung und Demonstration gefördert, um durch 
Innovation zu Kostensenkungen zu gelangen. 

Bei der Solarthermie betragen die Bereitstellungskosten für die 
Brauchwassererzeugung und -vorwärmung durchschnittlich nur 
noch das Zwei- bis Dreifache gegenüber den Konkurrenzener- 
gien. Um hier zu weiteren Kostenreduzierungen anzuregen, gibt 
die Bundesregierung 1994 spezielle Investitionszuschüsse für 
kleine Solarkollektoranlagen innerhalb eines lO-Mio.-DM-För- 
derpaketes (siehe Antwort auf Frage 6). Zur Beurteilung der 
weiteren Entwicklung und Förderung werden auch die Ergeb- 
nisse des BMFT -Programms „Solarthermie 2000'', das sich auf die 
Weiterentwicklung großer Solarkollektoranlagen über zehn Jahre 
konzentriert, herangezogen werden. 

Die photovoltaischen Stromerzeugungskosten liegen in Deutsch- 
land, von Nischenmärkten abgesehen, bis zum Zehnfachen über 
den Vergleichskosten. Nach Angaben der deutschen PV-Industrie 
(siehe Antwort auf Frage 1) können sie selbst mit gewaltigen 
Anstrengungen in den nächsten ca. fünf Jahren nur halbiert 
werden und sind dann - etwa gleiche Strompreise wie heute vor- 
ausgesetzt - noch immer weit von der Wirtschaftlichkeit entfernt. 
Die Bundesregierung wird deswegen weiterhin Forschung, Ent- 
wicklung und Demonstration unterstützen, um evtl, durch einen 
Innovationssprung bei den Basismaterialien eine drastische 
Kostenreduzierung zu erreichen. Die Bundesregierung begrüßt 
alle Maßnahmen, die den PV-Markt zu höheren Absatzmöglich- 
keiten führen, sieht aber im Inland vor allem die PV-Industrie und 
die EVU angesprochen, die angestrebte Schaufensterfunktion für 
den weit größeren Exportmarkt zu gewährleisten. Für solche 
Marktanreizaktivitäten gibt es privatwirtschaftliche Beispiele bei 
einzelnen EVU. Im europäischen Rahmen wird die Bundesrepu- 
blik Deutschland ihre Beteiligung an PV-Programmen prüfen, die 
die deutsche Initiative des 1 000-Dächer- Programms aufgreifen 
(siehe Antwort auf Frage 7). 

Des weiteren könnten die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
aller erneuerbaren Energien langfristig dadurch verbessert wer- 
den, daß die nicht erfaßten volkswirtschaflichen oder externen 
Kosten der Energieträger bei den Unternehmen kostenwirksam 
werden. Durch diese Internalisierung externer Kosten könnte sich 
die Wettbewerbssituation auch der Photovoltaik verbessern, da 
hier vergleichsweise geringe externe Kosten zu erwarten sind. Die 
Bundesregierung setzt sich deshalb für eine zumindest europa- 
weite sowie aufkommens- und wettbewerbsneutrale C02-/Ener- 
giesteuer ein. Wann die Beratungen auf EU-Ebene zu einem ab- 
schließenden Ergebnis führen, ist angesichts der divergierenden 
Positionen der einzelnen Mitgliedstaaten nicht abzusehen. 

Verläßliche Aussagen über die Preis- und Arbeitsplatzentwick- 
lung bei der Produktion von Solaranlagen lassen sich heute nicht 
machen. 
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12. Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche Firmen die Absicht 
haben, ihre Solaraktivitäten wegen zu hoher Verluste einzustellen? 
Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung vermeiden, daß 
Wettbewerbsnachteile für die deutsche Industrie dadurch ent- 
stehen, daß mit öffentlichen Fördermitteln in Japan und in USA die 
Entstehung von Binnenmärkten und Exportchancen für die heimi- 
schen Industrien begünstigt werden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Unternehmen der PV- 
Industrie mit Verlusten arbeiten und in Deutschland gegenwärtig 
ein Konzentrationsprozeß bei Material- und Anlagenproduzenten 
stattfindet, der Kapazitätsveränderungen bei vorhandenen Fir- 
men, Auslandsverlagerungen und Neugründungen einschließt. 

Was die Wahrung von Exportchancen angeht, muß dies der Beur- 
teilung der betroffenen Firmen selbst unterliegen, da nur sie 
(neben der Entwicklung der Energiepreise auf dem Weltmarkt) 
Innovations- und Kostenreduzierungspotentiale einschätzen kön- 
nen. Wie in der Antwort auf Frage 1 dargelegt, hat die Bundes- 
regierung diesbezügliche Aktivitäten mit Forschungs- und Ent- 
wicklungshilf emitteln unterstützt. Sie hält es aber für verfehlt, 
Marktpositionen durch Dauersubventionen abzusichern. 


13. Welche Maßnahmen zur Förderung photovoltaischer Anlagen in 
der Bundesrepublik Deutschland {z. B. verbindliche Vorschriften 
zur Anwendung von Solarzellen bei dezentralen Anlagen, Steuer- 
vergünstigung für den Einbau von Solarzellen, Solarziegel, verän- 
derte Bauschriften etc.) hält die Bundesregierung für sinnvoll? 


Wie bei anderen Nutzungstechnologien für erneuerbare Energien 
haben Bund und Länder auch für die Photovoltaik Maßnahmen 
ergriffen, die keine direkten Marktanreize sind, aber zur Verbes- 
serung der Rahmenbedingungen beitragen. 

Die Bundesregierung lehnt ein Anwendungsgebot für Solaran- 
lagen ab. Selbst bei dezentraler Lage ist für Nutzer von PV- und 
solarthermischen Anlagen dieses gegenwärtig wirtschaftlich nicht 
zumutbar. 

Im übrigen hat die Bundesregierung ihre Auffassung zur Förde- 
rung photovoltaischer Anlagen zuletzt ausführlich in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD „Solaranlagen und 
thermische Solarsysteme als Gestaltungselemente am Bau'' 
(Drucksache 12/4486) dargelegt. Sie hat darin, wie schon in ihren 
Beschlüssen zur Verminderung der energiebedingten C02-Emis- 
sionen vom 7. November 1990 und vom 11, Dezember 1991, zum 
Ausdruck gebracht, welche Bedeutung sie der verstärkten Nut- 
zung der Photovoltaik beimißt, aber zugleich auf deren ungün- 
stige Kosten-Nutzen-Relationen im Vergleich zu anderen CO 2 - 
Minderungsmaßnahmen hingewiesen. 

Um weitere Anreize auch zur Solarenergienutzung in Gebäuden 
zu geben, hat die Bundesregierung die Honorarverordnung für 
Architekten und Ingenieure am 15. März 1994 entsprechend 
novelliert. 

Auch die Vor-Ort- Verbraucher-Beratung und Maßnahmen zur 
Aus- und Weiterbildung von Handwerkern und Technikern sowie 
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zur Information tragen zur Hemmnisbeseitigung für die Nutzung 
der Solarenergie bei. 

Außerdem bestehen Steuervergünstigungen für den Einbau u. a. 
von Solaranlagen an selbstgenutzten Wohnhäusern in den neuen 
Bundesländern im Rahmen des Fördergebietsgesetzes. 

Das BMWi wird in Kürze einen Gesprächskreis bilden, der unter 
Beteiligung der betroffenen Verbände und gesellschaftlichen 
Grupen über weitere Maßnahmen zur verstärkten Nutzung er- 
neuerbarer Energien beraten soll. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag von EURO- 
SOLAR, innerhalb der Europäischen Union ein 100 000-Dächer- 
und -Fassadenprogramm sowie für den internationalen Photovoh 
taik-Transfer die rasche Umsetzung eines „Power of the World" - 
Programms zu initiieren? 


Zur Beurteilung mangelt es bei den Initiativen noch an konkreten 
Vorschlägen bezüglich Finanzierung und Realisierung. 


15, Wie beurteilt die Bundesregierung das „Sunshine-Projekt", das in 
Südeuropa mit Hilfe von Solarkraftwerken Solarstrom mit weit- 
gehend konventioneller Technik und annähernd zu Kosten des 
deutschen Steinkohlestroms gewinnen will, im Hinblick auf seine 
Wirtschaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und Zukunftsfähigkeit? 
Mit welchen Maßnahmen wird die Entwicklung künftiger Photovol- 
taik-Märkte in Entwicklungsländern durch die USA, Frankreich 
und insbesondere Japan betrieben? 

Welche Strategie liegt der Finanzierung von Photovoltaik-Anlagen 
durch Japan in Indonesien, Nepal, Thailand, Malaysia und der 
Mongolei zugrunde? 


Ein „Sunshine-Projekh' für Solarkraftwerke in Südeuropa ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. 

In den USA mißt die Clinton- Administration der Förderung der 
Photovoltaik wieder höhere Priorität bei als die frühere Regierung. 
Im Ausland ist man vor allem bemüht, wirtschaftlich sinnvolle 
Vorhaben in den früheren Ostblockstaaten zu fördern (Telekom- 
munikation, kathodischen Korrosionsschutz von Gasleitungen). 
Der bedeutendste US-amerikanische Anbieter von PV-Anlagen 
befindet sich zu 99 % im Besitz der Siemens- Solar AG. 

Frankreich konzentriert seine Förderung mit Lieferbindung auf 
seine früheren Kolonien. 

Aus Japan liegen direkt nachprüfbare Informationen nicht vor, 
größere japanische Aktionen in den genannten Ländern sind nicht 
bekannt. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Export- und Marktchancen 
für deutsche Solarkraftwerke, Solarthermie- und Photovoltaik- 
Anlagen in Entwicklungsländern? 

Beabsichtigt sie, bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern verstärkt dezentrale und zentrale Solarenergie- 
anlagen, anstatt nicht-erneuerbare Energiequellen zu fördern, und 
welche Projekte hat sie dabei vorgeschlagen bzw. wird sie noch 
Vorschlägen? 
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Solarkraftwerke können relativ kostengünstig (0,30 bis 0,46 DM/ 
kWh) elektrische Energie bereitstellen. Da sie jedoch mit konven- 
tionellen Anlagen konkurrieren müssen, deren Gestehungskosten 
bei den heutigen Primärenergiepreisen zwischen 0,06 und 0,12 
DM/kWh liegen, sind die Realisierungschancen beim derzeitigen 
Stand der Technik gering. Weitere Hemmnisse sind in den Ent- 
wicklungsländern Einfuhrzölle und Subventionierung konkurrie- 
render Energieträger. Auf dem Gebiet der Photovoltaik haben 
deutsche Anbieter gute Export- und Mar kt Chancen. Hierbei spielt 
neben der thermischen Nutzung (Prozeß- und Brauchwasser) die 
photovoltaische Basiselektrifizierung ländlicher Haushalte (sog. 
Solar-Home-Systems) eine dominierende Rolle. 

Von der Bundesregierung werden grundsätzlich solche Energie- 
vorhaben in Entwicklungsländern gefördert, die bei volkswirt- 
schaftlicher Bewertung eine least cost solution darstellen. Bei 
Kostengleichheit ist die Lösung mit geringerer C02-Belastung zu 
bevorzugen. Dezentrale Photovoltaik-Anlagen sind neben den 
bereits erwähnten Solar-Home-Systems häufig Bestandteile von 
Telekommunikationsprojekten. In Vorbereitung sind zur Zeit 
Projekte in Laos, Kambodscha, Simbabwe, Tansania und der 
Mongolei. 


17. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch Schaf- 
fung eines „Fonds Energieforschung", der aus Mitteln der Energie- 
versorgungsunternehmen gespeist wird, diese Unternehmen stär- 
ker an der Finanzierung der Energieforschung und damit auch an 
der Weiterentwicklung der Photovoltaik bis hin zu ihrer Marktein- 
führung zu beteiligen? 


Der Deutsche Bundestag hat mit seinem Beschluß vom 30. Sep- 
tember 1993 (Drucksache 12/4670) unter Punkt IV die Bundes- 
regierung auf gef ordert, „mit der Energiewirtschaft Verhandlun- 
gen darüber aufzunehmen, eine gemeinsame substantielle For- 
schungs- und Entwicklungskapazität für die Energieforschung bei 
der Energiewirtschaft oder bei Dritten aufzubauen und zu finan- 
zieren. Die Schaffung eines Fonds für Energieforschung sollte 
dabei in Betracht gezogen werden". 

Die Bundesregierung, vertreten durch den Bundesminister für 
Forschung und Technologie, hat hierüber diesem Beschluß fol- 
gend kürzlich erste Gespräche mit der Energiewirtschaft geführt 
und dabei auch die Schaffung eines Fonds erörtert. 

Diese Gespräche haben noch nicht zu einem abschließenden 
Ergebnis geführt und werden deshalb fortgesetzt. 
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